Vereinbarung
der Gemeinden A und B 
über die Einrichtung einer Verwaltungsgemeinschaft 


I.
Die Gemeinden A und B, politischer Bezirk xxx, bilden auf Grund der Beschlüsse der Gemeinderäte der Gemeinde A vom xxx und der Gemeinde B vom xxx eine Verwaltungsgemeinschaft.

Il.
Die Verwaltungsgemeinschaft führt die Bezeichnung „xxx". Sie hat ihren Sitz in der Gemeinde xxx und dient der gemeinschaftlichen Geschäftsführung für sämtliche Aufgaben der Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung.

III.
Die gemeinschaftliche Geschäftsführung erfolgt in den Gebäuden der Gemeinden A und B. Dort werden alle verwaltungsbezogenen Akten geführt. Die Geschäfte werden von den jeweiligen Bediensteten der Gemeinden wahrgenommen.

IV.
Die Amtsausstattung (Einrichtungsgegenstände und Maschinen) zum Betrieb der Verwaltungsgemeinschaft wird nach dem unter Punkt VI. angeführten Kostenaufteilungsschlüssel angekauft und aufgeteilt.[image: ]

Die Betriebskosten zur Führung der Verwaltungsgemeinschaft und zum Betrieb der Amtsräume werden von den beteiligten Gemeinden getragen und nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres nach dem unter Punkt VI. angeführten Kostenaufteilungsschlüssel aufgeteilt.

V.
In dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Angelegenheiten ihrer Bediensteten entscheidet jede Gemeinde im Rahmen des Dienstpostenplanes.[image: ]

VI.
Der Schlüssel, nach welchem die Gemeinden für die Ausgaben der Verwaltungsgemeinschaft aufzukommen haben oder nach welchem, allfällige Erträge unter den Gemeinden zu verteilen sind, erfolgt grundsätzlich nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl. Berechnet wird das Verhältnis nach der vom lokalen Melderegister mit Stichtag 31. Dezember vorgenommenen Auswertung und gilt für das jeweils abzurechnende Kalenderjahr. Für das Kalenderjahr 20xx gilt somit die Gesamtpersonenanzahl vom 31.12.20xx.

Für das Jahr 20xx würde sich aufgrund der Gesamtpersonenanzahl folgender Aufteilungsschlüssel ergeben:[image: ]

	Gemeinde
	Einwohner per 31.12.20xx
	Prozentanteil

	A
	
	

	B
	
	

	Gesamt
	
	


Die Verrechnung der gemeinsamen Kosten beginnt mit xxx.[image: ]

[image: ]VII.
Der laufende Personal- und Sachaufwand (Ansatz 01x, Kontengruppen 4xx, 5xx, 6xx, 7xx, sowie mögliche Ersätze unter Kontengruppe 816) wird vorerst von den jeweiligen Gemeinden getragen. Die genaue Abrechnung des Personal- und Sachaufwandes ist am 31.12. jeden Jahres zu erstellen.

VIII.
Das Verfahren bei Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft richtet sich nach § 13 Abs. 3 und 4 der
Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990) idgF. Sofern bei der Auflösung über die Aufteilung des gemeinsamen Vermögens kein Einvernehmen erzielt wird, ist der unter Punkt VI. angeführte Schlüssel heranzuziehen.

IX.
Die Einrichtung dieser Verwaltungsgemeinschaft ist der Oö. Landesregierung schriftlich anzuzeigen. Die Verwaltungsgemeinschaft kann ihre Tätigkeit beginnen, wenn die Einrichtung der Verwaltungsgemeinschaft nicht innerhalb von acht Wochen von der Oö. Landesregierung untersagt wird (§ 13 Abs. 2 Oö. GemO 1990).

Die Vereinbarung ist anschließend von den Gemeinden an der jeweiligen Amtstafel kundzumachen (§ 13 Abs. 5 Oö. GemO 1990).

X.
Über Streitigkeiten zwischen den an der Verwaltungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden hat die Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden.[image: ]


Gemeinde A, Datum 
…….
Unterschrift Bürgermeister(in), Amtssiegel


Gemeinde B, Datum
…….
Unterschrift Bürgermeister(in), Amtssiegel
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